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Biindnerische Verfassungsprobleme

VON PETER METZ, CHUR

1.

Noch vor wenig mehr denn zehn Jahren,
als aul eidgendssischem Boden im Gelolge des
Dringlichkeits- und Vollmachtenregimes eine
gefihrliche Verfassungskrise sich abzeichnete,
hitte niemand geahnt, dall auch im Bereich
unseres kantonalen Staatsrechtes die Unruhe
Einkehr halten und uns mit Verfassungspro-
blemen die Fiille bescheren wiirde. Und doch
sind wir heute so weit. Unsere kantonale Ver-
fassung, seit 1894 in Kraft, hat nach jahr-
zehntelanger Bewihrung und unangefochte-
ner Geltung in den letzten Jahren verschie-
dene bedeutungsvolle Angriffe erfahren, und
andere stehen ihr zweifellos noch bevor. Das
hat mit einer Rechtskrise zwar nichts zu tun.
Aber die Zeit schreitet vor; Entwicklung und
Umformung sind unaufthaltsam, und was vor-
gestern noch gesichert zu sein schien, kann
heute und morgen schon als iiberholt und
verfehlt, mindestens als reformbediirftig gel-
ten. Hier gilt es, rechtzeitig zu sichten und
sich iiber die Wege der Neuentwicklung Klar-
heit zu verschaffen. Denn nichts ist verfehlter,
als Rechtsnormen weiter zu schleppen, die in-
nerlich nicht mehr der Anschauung oder den
praktischen Bediirfnissen entsprechen.

2.
Das eine Charakteristikum der biindneri-
schen Verfassung besteht in der starken Be-
tonung der Volksrechte. Obligatorisches Ver-
fassungs- und Gesetzesreferendum, Initiative,
Volkswahl der Behorden finden sich in ihr
fest verankert. Diese Ordnung bewihrte sich
wiithrend langer Zeit. Im Jahre 1949 wurde in-
dessen eine wichtige Erweiterung des obliga-
torischen Referendums Wirklichkeit. Nach
dem damals angenommenen Art. 2bis, dem sog.
Greinaartikel, unterstehen der Volksabstim-
mung nunmehr auch Wasserrechtskonzessio-
nen, in denen die Ableitung kantonaler Ge-
wisser iber die Grenze oder die Zurverfiigung-
stellung kantonalen Stauraumes fiir auBer-
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kantonale Werke von der Genehmigung durch
das Volk abhidngig gemacht werden. Was hier
geschaften wurde, war etwas ginzlich Neues,
nidmlich die Einfithrung eines Referendums
gegen sog. Verwaltungsbeschliisse der kanto-
nalen Behorden. Wir besitzen also jetzt — we-
nigstens fiir ein Spezialgebiet — das Verwal-
tungsreferendum. Der Grundsatz der Tren-
nung der Gewalten, aul dem unsere reprisen-
tative Demokratie beruht, wird damit mal-
gebend durchbrochen. Auch wenn man be-
riicksichtigt, dal

nach Autlassung der Initianten eine echte

durch den Greinaartikel
Landesgefahr bekdmpft werden sollte (und
auch sicher mit Erfolg bekdmplt wurde), steht
zu hoffen, dal3 dieses Beispiel nicht Schule
machen misse. Denn durch einen Ausbau des
der Stimm-
blirger zur Mitentscheidung in Fragen heran-

Verwaltungsreferendums  wiirde
gezogen, die im allgemeinen besser den ver-
antwortlichen Behorden vorbehalten bleibt.
Nicht in der Ausdehnung der Volksrechte liegt
die Aufgabe der Zeit, sondern gegenteils in
deren weiser Beschrinkung auf die grund-
legenden Fragen.

Aus dem niamlichen Grund war es sicher
von gutem, dafl das Biindnervolk im letzten
Jahr einen andern Vorstof auf Ausdehnung
der Volksrechte wuchtig verworfen hat, ndm-
lich die Initiative auf Einfihrung des Steuer-
referendums. Durch die Ergdnzung des Art, 19
der Verfassung sollte nach dem Wunsch der
Initianten die Moglichkeit geschaften werden,
immer dann eine Volksabstimmung zu erzwin-
gen, wenn der GroBe Rat den Steuerfull aut
hoher als 2,50y festsetzt (was in den letzten
dreiBig Jahren durchwegs der Fall war). Die
Annahme dieses VorstoBes hitte bedeutet, dal3
im kantonalen Verfassungsrecht wiederum fiir
ein Spezialgebiet, ndmlich das Steuerrecht,
etwas vollstindig Neues geschaffen worden
wire: das sog. fakultative Referendum. Be-
kannt war und ist unserm Recht bisher nur
das obligatorische Referendum, nicht aber



das fakultative. Das letztere ist vor allem im
eidgendossischen Staatsrecht verankert und un-
terscheidet sich vom obligatorischen dadurch,
dal es des VorstoBes eines Teiles der Biirger-
schaft bedarf, um emen bestimmten staat-
lichen Akt vor die Volksabstimmung zu zwin-
gen. Man hitte sich sehr fragen miissen, ob
es staatspolitisch richtig und klug sei, ausge-
rechnet [ir die Steuerfublestsetzung ein der-
artiges neues Instrument fiir die Mitentschei-
dung des Volkes einzuliihren.

Aber im tbrigen war und ist der Gedanke
des Einbaues eines fakultativen Referendums
in unser Staatsrecht durchaus nicht verfehlt.
Gegenteils wird dieser Weg in Zukunft be-
schritten werden mussen. Aber dies nicht zur
Erweiterung der Volksrechte, sondern eher zu
einer gewissen Rationalisierung der bestehen-
den. Denn das heutige obligatorische Refe-
rendum zieht eine Uberlulle von Mitentschei-
dungen des Volkes nach sich. Nicht nur Ver-
fassungsbestimmungen und Gesetzesvorlagen
unterliegen ja heute der obligatorischen Volks-
sondern auch Staatsvertrage und
alle wich-

abstimmung,
Konkordate und dann vor allem
tigen Ausgabenbeschliisse des Grollen Rates.
Vor wenigen Jahren mubte das Volk beispiels-
weise tiber den Beitritt zum Konkordat tiber
die nicht eidgenossisch konzessionierten Lult-
seilbahnen und Skilifte abstimmen. Hat dies
einen Sinn? ks wire sicher viel richtiger, sich
in derartigen Materien von mitunter hochst
zweitrangiger Bedeutung mit einem bloB fa-
kultativen Referendum zu Eine
Ubertiitterung des Stimmbiirgers mit Pflich-

begniigen.

ten kann staatspolitisch bedenklich werden.
Die Folgen zeigen sich nicht zuletzt in bedenk-
lichen Stimmbeteiligungszahlen, die wir in
letzter Zeit auch in unserem Kanton registrie-
ren mufiten.

Zu unerfreulichen Resultaten fiihrt aber
vor allem in der Praxis das heutige obligato-
rische Finanzreferendum. Dieses besteht darin,
dal3 alle GroBratsbeschliisse, welche eine neue
Ausgabe von mindestens 100 000 Franken oder
wiederkehrende neue Aufwendungen von
jahrlich mindestens 20 000 Franken in sich

schliefen, der Volksabstimmung unterstehen.

Keine Bestimmung unserer Verfassung ist in
der Praxis stirker geritzt und miBachtet wor-
den als gerade diese. Zum Teil geschah dies
aus der Schwierigkeit heraus, was als «Aus-
gabe» tberhaupt zu verstehen sei. Zum Teil
aber erfolgte die Umgehung der Vorschrift
auch mala fide, nur aus der Angst vor einem
moglichen negativen Ausgang der Volksab-
stimmung. Dabei wurden im Laufe der Jahre
alle moglichen Wege gefunden, um mit dem
Anschein des Rechts nach Bedarl die Klippen
des Referendums zu umschiffen: man dekla-
rierte klare Ausgaben als «Anlagen»; man
teilte eine Autwendung, die den Betrag von
100 000 Franken iiberstieg, in mehrere auf
und dergleichen mehr. Eine neueste, und zwar
hilliche Blute auf diesem Gebiet der Um-
gehung des Finanzreferendums wurde jiingst
geziichtet mit dem Umbau des alten Zeug-
hauses, wo ein Verwaltungsgebdude und der
Grofratssaal entstanden: man finanzierte diese
Bauten mit Mitteln der kantonalen Beamten-
versicherungskasse, so dall nicht einmal der
Grofie Rat, geschweige das Volk, dazu etwas
zu sagen hatte.

Es wire vermessen, zu behaupten, derarti-
ges sei staatspolitisch erfreulich. Das ist es
nicht. Gegenteils sind derartige MiBachtun-
gen der Verfassung gefahrlich. Der Weg zu
einer Sanierung muf} anders beschritten wer-
den, nach unserer Meinung durch die Umge-
staltung des obligatorischen Finanzreferen-
dums in ein fakultatives und durch die gleich-
zeitige Hinaufsetzung der groBritlichen Kom-
petenzlimiten. Denn die bestehenden sind
heute angesichts der eingetretenen Geldent-
wertung weit tiberholt. So muf3 die Aufgabe
kommenden Verfassungsrevision darin
uns wieder die vermehrte Verfas-

der
bestehen,
sungstreue zu ermoglichen, ohne dem Stimm-
biirger neue Pflichten aufzubiirden.

3.
Unser kantonales Staatsrecht ist aber fiir
die heutigen Bediirfnisse nicht nur zu extrem
in der Ausgestaltung der Volksrechte, sondern
gleichzeitig auch in der Festsetzung der Amts-

zeit seiner Behorden. Das ist zwar alte biind-



nerische Tradition aus der Zeit her, da die
souverdnen Gerichtsgemeinden  eifersiichtig
und argwohnisch die Tétigkeit der kantonalen
Behorden tiberwachten. Heute indessen hal-
ten dieser Amtszeitbeschrankung empfindliche
Nachteile an.

Beim GroBen Rat, dessen Mitglieder auf
zwel Jahre gewihlt werden, aber immerhin
wiederwihlbar sind, geht die auBerst kurze
Amtszeit noch an, ja birgt andererseits politi-
sche Vorteile in sich. Schon die Kreisamter
und Kreisgerichte aber, die im gleichen kur-
zen Rhythmus bestellt werden, leiden dar-
unter. Bel der kommenden starken Erweite-
rung der kreisgerichtlichen Stratkompetenzen
konnte dies zu ernsten Nachteilen fuhren, da
die Rechtsprechung auf eine gewisse Konstanz
und zugleich Unabhingigkeit der Gerichte
von politischen Einfliissen angewiesen ist. In-
dessen erfuhr ein erster, allerdings wenig
glicklicher VorstoB3 im letzten Jahr, die Amts-
dauer fiir die Mitglieder des Grofien Rates,
der Kreisgerichte usw. auf drei Jahre zu ver-
langern, in der Volksabstimmung eine eindeu-
tige Ablehnung. Ein kinftiger und mutmal-
lich baldiger neuer Vorstoly wird sich bei den
Kreiswahlen auf die Neuregelung der Amts-
dauer der Gerichte beschrianken miissen, auch
wenn zu beriicksichtigen bleibt, dal3 hiufig
das GroBratsmandat mit dem Landammann-
amt verbunden ist.

Bedenklicher als die kurzen Amtszeiten bel
den Gerichtsbehorden wirkt sich jedoch die
Amtszeitbeschrinkung beim Kleinen Rat aus,
Bekanntlich sind die Mitglieder der Regie-
rung nur fiir maximal drei Amtsperioden zu
je drei Jahren, also lingstens fiir neun Jahre,
wihlbar. Wiederholt ist schon versucht wor-
den, hier eine Milderung eintreten zu lassen.
Der letzte Vorstof3 in dieser Richtung wurde
jedoch im Jahre 1953 wie die vorausgegange-
ist die
Abneigung des Volkes gegen ein «bureaukra-

nen wuchtig abgelehnt. Noch imme

tisches Regierungssystem» wach. Das darf aber
nicht hindern, die Schattenseiten dieser Volks-
angst deutlich zu erkennen. Ein Regierungs-
kollegium, das einem so hdufigen Wechsel
unterliegt, wie in Biinden, vermag die ent-
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scheidenden und wichtigen Iragen der staat-
lichen Tiatigkeit weniger gut zu losen als ein
Organ, dessen einzelne Mitglieder die erfor-
derliche Zeit zur griindlichen Einarbeit in die
Regierungsgeschiftte besitzen. Ginge es nur
um die normale Verwaltungstitigkeit, so liebe
sich die empfindliche Beschrinkung der Wie-
derwihlbarkeit der Regierungsmitglieder nach
wie vor rechtfertigen. Allein, neben der eigent-
lichen Verwaltung stellen sich heute in allen
Departementen laufend grofere Staatsaul-
gaben, deren Losung den vollen Einsatz der
Regierung, die Kenntnisse und Erfahrung gut
versierter Regierungsmanner erfordert. Wenn
man dies berticksichtigt, leistet sich Graubtn-
den mit dem stindigen Wechsel in der Re-
gierung einen ungerechtfertigten Luxus, der
durch die politischen Vorteile, die mit dem
heutigen System verbunden sind, bei weitem
nicht wettgemacht wird. Is wird deshalb der
Tag kommen miissen, da die ernsten Nach-
teile der heutigen Regelung eine Remedur
verlangen.

4,

Im Zusammenhang mit diesem Hinweis auf
die Tatigkeit der Regierung zwingt die mo-
derne wirtschaftliche Entwicklung auch zu
einer Neubesinnung dariiber, wie die Be-
ziehungen des Kantons zu den wichtigsten Un-
ternehmungen, an denen der Fiskus finanziell
interessiert oder gar beteiligt ist, geregelt wer-
den sollen. Wihrend Jahrzehnten handelte es
sich nur um die Rhitische Bahn, an der eine
kantonale Beteiligung bestand. Spiter kamen
die Biindner Kraftwerke hinzu. Heute jedoch
sind es nicht nur fast alle groBeren Kraftwerk-
unternehmungen, an denen sich der Kanton
beteiligt, sondern zu ihnen gesellen sich eigent-
liche Erwerbsunternehmungen, die in mehr
oder weniger enger wirtschaftlicher Verflech-
tung mit dem Kanten stehen.

Es wird einer kommenden Klirung bediir-
fen, wie der Kanton seinen Einflul3 in allen
diesen Unternehmungen des privaten Rechtes
ausiitben und gleichwohl die Unabhingigkeit
der regierungsritlichen Entscheidungsgewalt
wahren kann. Einerseits darf es nicht darum



gehen, die amtierenden Regierungsrite allzu-
sehr mit derartigen Verwaltungsmandaten zu
belasten (und mit den entsprechenden Didten
zu bedenken), und andererseits wird man auch
nicht den Ausweg darin finden koénnen, die
ausscheidenden Mitglieder des Kleinen Rates
gewissermalen im Turnus mit diesen Posten
auszustatten. Eine verniinftige Koordinierung
driangt sich vielmehr auf, wobei man daran
wird denken miissen, einen Teil der neuen
und zunehmenden Verantwortung auf stin-
dige Kommissionen zu verlagern, die ihrer-
seits in die kantonale Verwaltungsarbeit ein-
zubauen wiren.

b,

Aber auch noch nach anderer Richtung hin
wirft die moderne staatliche Titigkeit neue,
schwerwiegende Probleme auf. Nicht nur der
Bund, sondern auch die Kantone sind in zu-
nehmendem Mal} im Begriff, Beamtenstaaten
su werden, weil sich die oftentliche Titigkeit
im Verlauf der letzten Jahrzehnte immer wei-
ter ausdehnte. Das bildet die Folge der man-
nigfachen Wohlfahrts- und Sozialeinrichtun-
gen. Je intensiver aber der Staat sich aul allen
erdenklichen Gebieten betdtigt, um so groBer
sind die Konfliktsméglichkeiten in seinen Be-
ziehungen zum Biirger. Dessen Interesse, sich
gegeniiber dem Staat, seinen Organen und Be-
amten fir seine Rechte zur Wehr setzen zu
konnen, ist heute deshalb eminent viel grofer
als noch vor wenigen [Jahrzehnten. Dieser
Rechtsschutz
nicht befriedigend geregelt. In allen privaten

findet sich aber derzeit noch
Streitigkeiten stehen dem Burger, was wir als

Selbstverstandlichkeit betrachten, die unab-
hingigen Gerichte zur Verfigung. Sobald der
gleiche Biirger jedoch mit dem Staat selbst in
Streit gerit, existiert, mit wenigen Ausnah-
men, diese unabhingige Rechtsprechung nicht.
Denn es ist heute noch die Verwaltung selbst,
die tiber Rechtskonflikte zwischen Staat und
Blirger abschlieBend entscheidet. Die Depar-
temente der kantonalen Verwaltung, der
Kleine und der GroBe Rat sind zur Haupt-
Verwaltungsgerichts-

sache die kantonalen

instanzen. Sie, die meist die Vorschriften selbst

erlassen haben, entscheiden auch iiber deren
Anwendung und Auslegung im Streitfall, sind
damit also nicht selten ihr eigener Richter.
Lin derartiger Zustand ist alles andere als be-
friedigend. Der Biirger besitzt heute Anspruch
auf vollen Rechtsschutz auch in Verwaltungs-
streitsachen. Thn aber kann nur der wirklich
unabhingige Richter voll Das
swingt zur baldigen Einfithrung der méoglichst
umfassenden Verwaltungsgerichtsbarkeit auch
in unserem Kanton, so wie in andern Stianden

gewidhren.

gerade jetzt darum gerungen wird.

6.

Doch noch manche andern Bestimmungen
der geltenden Verfassung sind inzwischen re-
visionsbediirftig geworden. Die Gerichtsorga-
nisation auf dem Gebiet der Zivil- und Straf-
rechtspflege sollte neu iiberpriift werden.

Die Beziehungen des Kantons zu den Ge-
meinden finden sich nicht mehr ausreichend
verankert. Im Vordergrund steht dabei die
I'rage eines umfassenden kantonalen Finanz-
ausgleiches. Es treten aber namentlich auch
unter den Gemeinden selbst, vor allem im
Gefolge der modernen Wasserkraftnutzung,
gefahrliche Unterschiede und Gegensatze aul.
Einzelne Gemeinwesen beziehen Wasserrechts-
abgaben, die sie mit der Zeit im Gelde bei-
nahe schwimmen lassen, andere Gemeinden
aber werden gleichzeitig zusehends drmer. Hier
sollte eingegriffen werden konnen, woliir erst
Ansitze vorhanden sind.

Unvollstindig geregelt ist sodann das Ver-
hdltnis zwischen der politischen Gemeinde
und der Biirgerkorporation. Eine eindeutig
klare Verfassungsvorschrift miiBte die Grund-
lage fiir ein neues Niederlassungsgesetz bil-
den. Aut die innere Organisation der Ge-
meinden sodann legt die geltende Verfassung
zu wenig Gewicht und lilt das Fehlen eines
Gemeindegesetzes um so stirker empfinden.

Der kantonale Finanzhaushalt steht vor hei-
keln Problemen. Die Anforderungen an ihn
werden immer groBer. StraBenbau, der Schutz
der notleidenden Bergbevilkerung, der Kampt
Abwanderung, die Forderung des
der Verkehrsanstalten, der Wett-

gegen die
Gewerbes,



kampf um die Konkurrenzfihigkeit der Ho-
tellerie usw. erfordern in Zukunft vermehrte
Mittel, betrachtliche Summen. Damit kommt
dem Bestreben nach einem gerechten Lasten-
ausgleich erhebliche Bedeutung zu. In der
Vertassung findet sich hiertiber keinerlei Be-
stimmung. Gegenteils hat sich der Kanton
lingst iiber die rudimentdre Vorschrift des
Art. 19 KV, wonach der jihrliche Deckungs-
bedart durch die «notige Steuer» finanziert
werden soll, hinweggesetzt. Es miuif3te deshalb
darum gehen, in die Verfassung die Grund-
satze der gesamten zukiinftigen kantonalen Fi-
nanz- und Budgetpolitik einzubauen.

Doch genug damit. Was wir aulzeigen woll-
ten, waren die aktuellen und dringenden Pro-
bleme der heutigen Staatspolitik. Die Art
ihrer Losung wird entscheiden iiber die Reite
und Bewidhrungskrifte der Behérden und des
Volkes.

<

Nur am Rande und zum Abschluf} sei noch
der Blick in eine entferntere Zukunft gerich-
tet und wenigstens eine Frage gestreift, mit
der wir zugleich den Ring unserer Betrach-
tungen schlieBen mochten: Wann werden un-
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sere Biindner Frauen das Stimmrecht erhal-
ten? Ls liegt im Wesen der Dinge und der po-
litischen Entwicklung, daly dieses Problem in
erster Linie in den Stadtkantonen sowie aul
dem Boden des eidgenossischen Rechtes ge-
klart und einer Losung entgegengeliihrt wer-
den mul}. Die Zeit ist manchenorts
schon reit geworden. Doch, wenn auch hin-
kend, werden die Landkantone nachfolgen
miissen. Das Frauenstimmrecht bildet ja keine
Frage der Niitzlichkeit und der politischen
Opportunitit, sondern eine solche des Stre-
bens nach Rechtsgleichheit. Eine rechtsgleiche

hiefiir

Behandlung der Frau auch in politischen Din-
gen mufB aus der Grundsatztreue heraus, zu
der wir verpflichtet sind, sicher angestrebt
werden. Denn nichts liegt vor, was es recht-
fertigen konnte, die Frauen linger als Per-
sonen minderen Rechtes zu behandeln. Nichts
liegt vor — und doch werden wir uns voraus-
sichtlich noch recht lange gedulden, bis auch
dieses Problem in Graubilinden aul die Trak-
tandenliste der politischen Diskussion gesetzt
wird und der (minnliche) Stimmbiirger dar-
tber entscheiden kann. Oder sollten wir uns
tdauschen?



	Bündnerische Verfassungsprobleme

